






































































Europäische Vogelschutzgebiete (SPA) 
Ein SPA ist nicht betroffen. 

5. Natura 2000 
Es ergeben sich aufgrund der vorgelegten Unterlagen keine Hinweise auf 
mögliche Beeinträchtigungen eines Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung (FFH- Gebiete). 

TÖB/Schreiben vom Stellungnahme 

Untere Wasserbehörde 
1. Niederschlagswasserbeseitigung 

Die geplante breitflächige Versickerung des unbelasteten Niederschlagswas-

 

sers erfolgt erlaubnisfrei. Die Beseitigungs- und Überlassungspflicht entfällt 
2. Gewässerschutz 

Im Planbereich befindet sich das Gewässer 7/4/2/1. Maßnahmen am Gewäs-
ser sind mit dem zuständigen Wasser- und Bodenverband „Stepenitz-Mau-
rine" abzustimmen. 

Brandschutz 
Grundsätzliches 

- Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und in-
stand zu halten, dass der Entstehung eines Brandes und der Ausbrei-
tung von Feuer und Rauch (Brandausbreitung) vorgebeugt wird und 
bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirk-
same Löscharbeiten möglich sind. (§ 14 LBau0 M-V) 

Erreichbarkeit bebaubarer Flächen 
- Insofern Teile geplanter (zulässiger) Gebäude mehr als 50 m von einer 

mit Fahrzeugen der Feuerwehr befahrbaren öffentlichen Verkehrsflä-
che entfernt liegen, sind zur Sicherstellung des Feuerwehreinsatzes ge-
mäß § 5 Abs. 1 Satz 4 LBau0 M-V Zufahrten zu den vor oder hinter 
den Gebäuden gelegenen Grundstücksteilen und eventuellen Bewe-
gungsflächen herzustellen. 
Zufahrten und Bewegungsflächen sowie ggf. Aufstellflächen sind ent-
sprechend der „Richtlinie über Flächen der Feuerwehr" i.d.F. August 
2006 zu bemessen und zu befestigen. Am Ende von Feuerwehrzufahr-
ten muss eine für Fahrzeuge der Feuerwehr ausreichend bemessene 
Wendefläche zur Verfügung stehen. 
Die Flächen der Feuerwehr sind entsprechend der Anlage zu o.g. 
Richtlinie zu kennzeichnen und müssen eine jederzeit deutliche Rand-
begrenzung haben. 

Löschwasserversorgung 
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Abwägung der Gemeinde 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

- entfällt 
Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Der Wasser- und Bodenverband ist beteiligt worden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Anordnung und Anzahl der L,öschwasserbrunnen 
kann erst bestimmt werden, wenn der konkrete Bauan-
trag vorbereitet wird, da dann die endgültigen Stand-
orte der Module und Nebenanlagen festgelegt wird. 
Dadurch lassen sich dann auch die Entfernungen sowie 
die notwendigen Aufstellflächen nachweisen. 



Abwägung der Gemeinde 
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Nr. TÖB/Schreiben vom Stellungnahme 
Gemäß § 2 Abs. 1 Pkt. 4 BrSchG (i.d.F. der Bekanntmachung vom 21. 
Dezember 2015) hat die Gemeinde die Löschwasserversorgung sicher-
zustellen. Stellt die Bauaufsichtsbehörde auf der Grundlage einer Stel-
lungnahme der zuständigen Brandschutzdienststelle fest, dass im Ein-
zelfall wegen einer erhöhten Brandgefährdung eine Löschwasserver-
sorgung erforderlich ist, hat hierfür der Eigentümer, Besitzer oder Nut-
zungsberechtigte Sorge zu tragen. 
Eine wesentliche Planungsgrundlage zur Bemessung eines angemesse-
nen Grundschutzes stellt derzeit das DVGW - Arbeitsblatt W405 in der 
Fassung Februar 2008 i.V.m. dem Arbeitsblatt W405-B1 in der Fas-
sung Februar 2015 dar. Nach den jeweils örtlichen Verhältnissen, ins-
besondere der Typik des Baugebietes, die zulässige Art und das zuläs-
sige Maß der baulichen Nutzung, die Siedlungsstruktur und die Bau-
weise sind die anzusetzenden Löschwassermengen anhand der im Ar-
beitsblatt W405 angegebenen Richtwerte zu ermitteln. Wobei ein nicht 
ausgeschlossenes, erhöhtes Sach- und Personenrisiko hierbei zu be-
rücksichtigen ist. 
Allgemein gilt, dass der über den Grundschutz hinausgehende, objekt-
bezogene L,öschwasserbedarf mit einem erhöhten Brand- und Perso-
nenrisiko durch Schadenfeuer, nicht durch die Gemeinde getragen wer-
den muss. Ermöglicht die Gemeinde jedoch über ihre Bauleitplanung 
die Errichtung von Gebäuden mit erhöhtem L,öschwasserbedarf, so hat 
grundsätzlich durch sie - von atypischen Ausnahmefällen abgesehen-
auch für dessen Sicherstellung Sorge tragen. (s. Beschluss des OVG 
Berlin-Brandenburg vom 28 Mai 2008) 
Kann keine ausreichende Löschwasserversorgung über das Trinkwas-
serrohrnetz nachgewiesen werden, muss die gesamte Löschwasser-
menge für den Grundbedarf in dem jeweiligen Löschbereich (300 m 
Umkreis um das Bauobjekt) bereitgestellt werden durch: 

Löschwasserteiche nach DIN 14210 oder 
natürliche Gewässer mit nachhaltig gesichertem Wasservolumen 

(u.a. mit frostfreien Ansaugstellen, wie Löschwassersaugan-
schluss nach DIN 14244 sowie Zufahrten mit Aufstellflächen 
für Fahrzeuge der Feuerwehr) 

Löschwasserbrunnen nach DIN 14220 
Löschwasserbehälter (Zisternen) nach DIN 14230 unter- oder 

oberirdisch 
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